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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) (Tisch-
vorlage, siehe Anlage 1) 3 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 
Drucksache 18/16300 (Ergänzung) 

Vorlage 18/4127 (Erläuterungsband) 
Vorlage 18/4290 (Einbringungsbericht) 
Vorlage 18/4368 (Beantwortung von Fragen) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt die Änderungsanträge laufende Nummern 1 
bis 4 (Tischvorlage) mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD bei Enthaltung der SPD-Fraktion ab. 
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Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag laufende Nummer 5 
(Tischvorlage) mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der FDP-
Fraktionen bei Enthaltung der AfD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt den in seiner Zuständigkeit liegenden 
Kapiteln des Einzelplans 07 mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD ab. 

2 Catcalling im öffentlichen Raum von Nordrhein-Westfalen (Bericht bean-
tragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 2]) 9 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4478 

– Wortbeiträge 

3 Verschiedenes 11 

hier: Hinweis auf Veranstaltung zum Weltfrauentag am 10. März 2026 11 

* * * 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) (Tischvorlage, 
siehe Anlage 1) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 
Drucksache 18/16300 (Ergänzung) 

Vorlage 18/4127 (Erläuterungsband) 
Vorlage 18/4290 (Einbringungsbericht) 
Vorlage 18/4368 (Beantwortung von Fragen) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss – federführend – sowie an die zuständigen Fach-
ausschüsse mit der Maßgabe, dass die Beratung des Personal-
haushalts einschließlich aller personalrelevanten Ansätze im 
Haushalts- und Finanzausschuss unter Beteiligung seines Un-
terausschusses Personal erfolgt, am 09.09.2025) 

Schon mit dem Haushaltsplanentwurf habe die Landesregierung deutlich gemacht, dass 
der Schutz für gewaltbetroffene Frauen und auch Männer bei ihr hohe Priorität genieße, 
bemerkt Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) einleitend. Mit der Ergänzungsvorlage 
könnten aufgrund der moderat verbesserten Ergebnisse der Herbststeuerschätzung 
noch kleinere Verbesserungen in den Kapiteln 07 030 und 07 060 des Einzelplans 07 
vorgenommen werden. 

So werde die ursprünglich vorgesehene Kürzung in Kapitel 07 060 Titelgruppe 62 zu-
rückgenommen. In ihrem Einbringungsbericht habe sie dargelegt, dass trotz niedrige-
rem Mittelansatz die Kompetenzzentren Frau und Beruf ihre Arbeit wie gewohnt fort-
führen könnten, die Geschäftsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Gleichstellungsbeauftragten und der Beratungsstellen für Prostituierte/Sexarbeiterin-
nen nicht gefährdet sei und Projekte wie FrauenOrte NRW oder „Be the Change. 
Frauen für Demokratie.“ kostengünstiger und ohne Qualitätsverlust fortgesetzt werden 
könnten, da etwa aufwendige Aufbauarbeiten nicht mehr geleistet werden müssten. 
Durch die nun mögliche Anhebung der Titelgruppe 62 könne die Qualität der Maßnah-
men nicht nur gehalten, sondern weiter gesteigert und darüber hinaus an geeigneten 
Stellen innovative Maßnahmenansätze berücksichtigt werden. 

Mit der Ergänzungslage würden außerdem weitere 1,1 Millionen Euro für den Schutz 
gewaltbetroffener Frauen zur Verfügung gestellt und die Titel für Täterarbeit und den 
Schutz und die Hilfe für gewaltbetroffene Männer um jeweils 60.000 Euro auf 1 Million 
Euro aufgestockt. 

In Kapitel 07 030, also für den Bereich LSBTIQ*, würden zusätzlich 417.000 Euro zur 
Sicherung und Stabilisierung der Infrastruktur vorgesehen. 
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Die Ausgestaltung aller Anpassungen werde mit den Trägerorganisationen abge-
stimmt, und die Umsetzung erfolge im Rahmen des Haushaltvollzugs. 

Im kommenden Jahr werde die Landesregierung erstmalig eine Landesfachstelle Re-
genbogenfamilien mit insgesamt 160.000 Euro fördern können. 

Die Landesfachstelle Alleinerziehende werde im Vergleich zum Haushaltentwurf wei-
tere 35.000 Euro erhalten. 

Sie halte die bereits im Haushaltsplanentwurf gesetzte Priorität sowie die Rücknahme 
der Kürzungen in Titelgruppe 62 und die Aufstockungen im Bereich des Gewaltschut-
zes und bei der LSBTIQ*-Arbeit für eine wichtige Botschaft in Richtung der Trägeror-
ganisationen, dass sie sich auf die Landesregierung als Partner auch zukünftig verlas-
sen könnten. 

Zwar stiegen die Ausgaben mit frauenpolitischem Bezug in allen Ressorts, rechne man 
die zusätzlichen Mittel nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz, die auf gesetzlich 
vorgeschriebene Personalstellenberechnungen zurückgingen, allerdings heraus, falle die 
Bilanz etwas bescheidener aus, und zwar auch mit der Ergänzungsvorlage, die den 
Gesamteindruck aber zumindest ein wenig verbessere, erklärt Anja Butschkau (SPD). 

Ihrer Fraktion sei noch nicht ganz klar, wie die zusätzlichen Mittel im Bereich „Gewalt 
gegen Frauen und Gleichstellung in Beruf und Gesellschaft“ eingesetzt werden sollten. 

Für erfreulich halte sie, dass Geld in vier neu aufgelegte bzw. in den Ausbau von vier 
Projekten, in die Förderung von Gründerinnen und Selbstständigen, geschlechterspe-
zifische Forschung sowie eine Befragung zum Thema „Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen“ fließe. Aus dem für Gleichstellung zuständigen Ministerium hätte jedoch ein ähn-
licher Impuls ausgehen sollen. Stattdessen sei in der Titelgruppe 62 nach einer Redu-
zierung um 2,8 Millionen Euro im laufenden Haushaltsjahr eine weitere Reduzierung 
um etwa 1,072 Millionen Euro vorgesehen worden, da laut MKJFGFI kein Bedarf be-
standen habe. Da sie sich nicht vorstellen könne, dass in Zeiten, in denen es in allen 
Bereichen Rückschritte bei der Gleichstellung gebe und emanzipierte Rollenverständ-
nisse häufiger hinterfragt würden, kein Bedarf bestehe, sei es das Mindeste, dass 
diese Kürzung zurückgenommen worden sei, und traurig, dass in einem grün geführ-
ten Ministerium überhaupt solche Kürzungspläne entstanden seien. Junge Frauen und 
Mädchen müssten auf ihrem Weg in eine selbstbestimmte, gerechte und freie Zukunft 
gestärkt werden. 

Ebenfalls traurig stimme sie, dass Frauen trotz Fachkräftemangels auf dem Arbeits-
markt immer noch massiv benachteiligt würden. Die Landesregierung ignoriere in ihrer 
Gleichstellungspolitik an zu vielen Stellen, dass dieses Potenzial nicht ausgeschöpft 
werde. 

Ein Ausbau des Frauenhilfesystems dürfe nicht erst im Zuge der Umsetzung des auf 
Bundesebene beschlossenen Gewalthilfegesetzes erfolgen. Angesichts einer steigenden 
Anzahl an Fällen häuslicher und partnerschaftlicher Gewalt müsse sowohl beim Schutz 
gewaltbetroffener Frauen als auch beim Schutz gewaltbetroffener Männer dringend 
gehandelt werden. Etwa würden zusätzliche Frauenhausplätze benötigt, und gemäß 
Istanbul-Konvention müssten bis 2032 über 1.000 neue Plätze geschaffen werden. 
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Seit Beginn des Jahres hätten fünf Städte ihre bei Bereitschaft erklärt, mit einem neuen 
Frauenhaus solche Plätze zu schaffen. Die Landesregierung plane laut Haushaltsplan-
entwurf jedoch nur die Förderung eines weiteren Frauenhauses. Die mit der Ergän-
zungsvorlage zusätzlich vorgesehenen 300.000 Euro reichten lediglich für maximal ein 
zusätzliches Frauenhaus. 

Die Ministerin habe gesagt, die Träger könnten sich auf die Landesregierung verlas-
sen. Kleine, autonome Träger schlügen jedoch Alarm, weil die Förderpauschalen die 
steigenden Kosten nicht ausglichen und somit der Eigenanteil der Träger wachse. 
Diese prekäre Lage dürfe nicht dazu führen, dass Angebote verloren gingen, da dies 
in der aktuellen Situation ein fatales Zeichen wäre. 

Insgesamt stehe die Gleichstellungspolitik des Landes mit dem Haushaltsplanentwurf 
still. Sie sei ein Stückwerk ohne echten Gestaltungswillen und ohne klare Strategie. 
Dass zusätzlich der Prozess zur Erstellung einer Landesgleichstellungsstrategie bis 
heute nicht begonnen habe, bedeute insgesamt, dass in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr mit einem wirklichen Impuls für die Gleichstellung gerechnet werden könne, was 
die Frauen, die sich politisch und gesellschaftlich für die Rechte von Frauen engagier-
ten, spürten. Die Enttäuschung sei groß, weshalb ihre Fraktion den Gesetzentwurf nur 
ablehnen könne. 

Mit dem Haushaltsplanentwurf würden die Mittel im Wesentlichen auf Vorjahresniveau 
fortgeschrieben und so bestehende Strukturen abgesichert, eine Weiterentwicklung sei 
trotz steigender Anforderungen durch zunehmende häusliche Gewalt und Gewalt gegen 
Frauen sowie im Queer-Bereich jedoch nicht erkennbar, führt Susanne Schneider (FDP) 
aus. 

Es brauche eine klare Perspektive für Qualität und nachhaltige Strukturen, eine stra-
tegische Ausrichtung zur langfristigen und flächendeckenden Stärkung der Frauen-
hilfe, der Prävention und der Vielfaltspolitik. Dafür müsse Geld bereitgestellt werden. 
Ihre Fraktion unterbreite mit den vorliegenden Änderungsanträgen, denen sich auch 
entnehmen lasse, woher die Mittel genommen werden sollten, Vorschläge dazu. 

Natürlich könne man immer wie Anja Butschkau (SPD) mehr fordern, doch müsse ein 
ausgewogener Haushalt aufgestellt werden, merkt İlayda Bostancıeri (GRÜNE) an. 
Die neuen Haushaltsspielräume würden auch für Gewaltschutz, Gleichstellung und 
queer-politische Maßnahmen genutzt, was sie für ein gutes und richtiges Zeichen 
halte. 

2026 flössen 1,1 Millionen Euro mehr in die Frauenhilfeinfrastruktur. 

Laut Ministerium liefen die Vorbereitungen für die Umsetzung des Gewalthilfegesetzes 
auf Hochtouren. Diese werde den Ausschuss im kommenden Jahr sicher noch intensiv 
beschäftigen. 2027 stünden dann zusätzliche Mittel vom Bund zur Verfügung. Trotz-
dem werde nicht nur darauf gewartet, sondern im nächsten Jahr schon ein zusätzli-
ches Frauenhaus gefördert und mit dem in der Ergänzungsvorlage zusätzlich vorge-
sehenen Geld noch Weiteres möglich. 
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Beim Schutz von Männern vor Gewalt und im Bereich „Täterarbeit“ könnten die Kür-
zungen aus dem letzten Jahr zurückgenommen werden, was sie für ein gutes Signal 
halte, weil für einen umfassenden Gewaltschutz auch Männer geschützt werden müss-
ten und präventiv mit Tätern gearbeitet werden müsse. 

Anders als von Anja Butschkau (SPD) dargestellt, sei aus ihrer Sicht in Bezug auf die 
Titelgruppe 62 nicht gesagt worden, dass kein Bedarf bestehe, sondern Kürzungen 
vorgenommen worden, weil zur Not auch mit weniger Geld gearbeitet werden könne 
und die Haushaltslage dies eben erforderlich gemacht habe. Mit der Ergänzungsvor-
lage müssten nun Mittel für laufende, gute Projekte wie „Be the Change. Frauen für 
Demokratie.“ und „Spotlight – Antifeminismus erkennen und begegnen“ nicht gekürzt 
werden. Es würden außerdem die Schwangerschaftsberatung, die Mädchenarbeit, ge-
schlechterreflektierende Projekte, die Landesfachstelle Alleinerziehende und die Vä-
terarbeit gestärkt. 

Im Bereich der Queer-Politik müssten nun keine Kürzungen erfolgen, sondern es könn-
ten 417.000 Euro mehr zur Verfügung gestellt werden. Damit könne zwar nicht alles 
geheilt werden, trotzdem halte sie es für sehr positiv, wenn mit den Trägerstrukturen 
gemeinsam die Verausgabung dieser Mittel erörtert werden könne. 

Laut der Rückmeldungen aus der Community lasse sich mit der Förderung in Höhe 
von 3.000 Euro je CSD-Demonstration viel bewegen, weshalb sie es für sehr positiv 
halte, dass man der wachsenden Nachfrage im kommenden Jahr nachkommen könne, 
denn auch aufgrund dieser Förderung würden mehr CSDs gegründet. 

2026 werde außerdem wie im Koalitionsvertrag vereinbart die Landesfachstelle Re-
genbogenfamilien aufgewertet und damit ihre Expertise und ihre wichtige Arbeit be-
sonders anerkannt. 

Bei den in einem anderen Einzelplan veranschlagten Aidshilfen könne die im letzten 
Jahr vorgenommene Kürzung komplett zurückgenommen werden, sodass sie ihre Ar-
beit besser fortführen könnten. 

Insgesamt halte sie alle genannten Aspekte für gute Zeichen und Signale in Bezug auf 
Gleichstellung, Gewaltschutz und die queere Community. 

Nachdem die jüngste Steuerschätzung erfreulicherweise Spielräume eröffnet habe, 
könne trotz der weiterhin angespannten Lage auf im Haushaltsplanentwurf noch vor-
gesehene Kürzungen verzichtet werden, so Heike Troles (CDU). Dies halte sie für ein 
gutes Signal für ganz Nordrhein-Westfalen. Die Opposition nehme natürlich eine an-
dere Rolle ein, und sei daher mit dem Haushalt nicht zufrieden. 

Die schwarz-grüne Koalition nutze diesen Spielraum verantwortungsvoll und investiere 
in Bildung, in Kinder, in gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie in die Gleichstellung 
von Frauen und Männern. 

Es sei nun öfter von einem guten Signal die Rede gewesen, und natürlich freuten sich 
alle, wenn bestimmte Kürzungen zurückgenommen würden, erklärt Frank Müller (SPD). 
Es werde damit aber auch signalisiert, dass bestimmte bedeutsame Themen nach 
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Kassenlage bearbeitet würden und dass man sich in schweren Zeiten nicht auf Unter-
stützung verlassen könne. 

Darüber hinaus führe die teilweise Rücknahme von Kürzungen dennoch zu Verwer-
fungen. Wegen der Kürzungen im letzten Jahr hätten Projekte beendet und Menschen 
den Beruf wechseln müssen. Ihre Expertise fehle nun. Insgesamt habe das soziale 
Gefüge in Nordrhein-Westfalen einen großen Schaden erlitten, der trotz der Rück-
nahme der Kürzungen bestehen bleibe. Damit seien Unsicherheiten und ein Vertrau-
ensverlust hervorgerufen worden. 

Um dem Stillstandsnarrativ entgegenzuwirken, betont Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI), 
in dieser Legislaturperiode habe die Landesregierung den Gewaltschutz mehr gestärkt 
als in all den Jahren davor. Es gebe nun 70 zusätzliche Plätze in bestehenden Frau-
enhäusern, fünf zusätzliche Frauenhäuser seien in die Landesförderung übernommen 
und ein zusätzliches Frauenhaus in Gelsenkirchen gegründet worden. Durch mehr 
Frauenberatungsstellen hätten bestehende Lücken geschlossen werden können. Die 
Kompetenzzentren Frau und Beruf stellten eine wichtige Struktur dar. Mit FrauenOrte 
NRW, „Be the Change. Frauen für Demokratie.“ und „Spotlight – Antifeminismus er-
kennen und begegnen“ würden auch innovative Ansätze in der Gleichstellungspolitik 
gefördert. 

Außerdem gebe es erstmals überhaupt eine CSD-Förderung, über die vorher immer 
nur gesprochen worden sei. Diese werde nun außerdem für eine gestiegene Anzahl 
an CSDs sichergestellt. 

Zusätzlich werde die Fachstelle Regenbogenfamilien finanziert. 

Mit dem Gewalthilfegesetz sei auf Bundesebene ein großer Wurf gelungen und der 
von den Frauenhilfeinfrastrukturen lange hart erkämpfte Rechtsanspruch auf Hilfe und 
Schutz bei Gewaltbetroffenheit endlich vorgesehen worden. Unbestreitbar müssten 
die Gewalthilfestrukturen ausgebaut und sichergestellt werden. Wegen der im Sinne 
des Gewaltschutzes richtigerweise engen Zeitvorgaben dafür werde mit Hochdruck an 
der Umsetzung des Gewalthilfegesetzes auf Landesebene gearbeitet. 

All dies seien klare Bekenntnisse zu einem Gestaltungswillen. Die Landesregierung 
mache deutlich, dass der Gewaltschutz und die Gestaltung von Vielfalt trotz ange-
spannter Haushaltslage eine Priorität darstellten. Sie wünsche sich in der Debatte da-
her mehr Differenziertheit. Fordere man mehr, müsse auch dargelegt werden, woher 
das Geld für zusätzliche oder die Erweiterung bestehender Maßnahmen genommen 
werden solle. Die öffentlichen Haushalte auf allen Ebenen wiesen derzeit nun einmal 
nur begrenzte Handlungsspielräume auf. 

Im letzten Jahr hätten trotz noch angespannterer Haushaltslage bereits einige ge-
plante Kürzungen wieder zurückgenommen werden können. In diesem Jahr seien in 
Einzelplan 07 im für den Ausschuss relevanten Bereichen Kürzungen gerade im Ge-
waltschutzbereich und bei der LSBTIQ*-Arbeit erst gar nicht angedacht worden. 

Ihre Haltung beruhe nicht einfach auf ihrer Funktion als Sprecherin einer Oppositions-
fraktion, sondern auf einem engen Kontakt mit der Frauenhilfeinfrastruktur, wendet 
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Anja Butschkau (SPD) ein. Aus diesem gehe hervor, dass einerseits die Anzahl der 
Plätze nicht ausreiche. Diesbezüglich könne natürlich auf die Umsetzung des Gewalt-
hilfegesetzes verwiesen werden. Andererseits werde das Delta zwischen Förderung 
und steigender Kosten etwa für Personal, Energie und Materialien immer größer. Ihre 
Funktion verstehe sie also in erster Linie so, die Nöte der Frauenhilfeinfrastruktur ernst 
zu nehmen. 

Aus seiner Sicht weise die Debatte im Ausschuss durchaus eine Differenziertheit auf, 
denn die Landesregierung stelle dar, was hervorragend laufe, und die Opposition 
weise zum Beispiel darauf hin, dass die Arbeit in Bezug auf queere Senioren und Se-
niorinnen quasi nicht mehr existiere, da die Förderung komplett eingestellt und diese 
Kürzung auch nicht zurückgenommen worden sei, führt Frank Müller (SPD) an. 

Die Aidshilfen hätten im vergangenen Jahr diverse Projekte wie Wohn- oder Präventi-
onsprojekte eingestellt. Auch der Ansatz bei #MehrAlsQueer sei nicht in vollem Um-
fang wieder an die einstmalige Förderhöhe angepasst worden. Darüber hinaus habe 
es in der Zwischenzeit Personal- und Sachkostensteigerungen gegeben. 

Das Schlimmste sei verhindert worden, zu einem differenzierten Bild gehöre aber auch 
die Feststellung, dass bestimmte Angebote für die queere Community nicht mehr zur 
Verfügung stünden. 

Der Ausschuss lehnt die Änderungsanträge laufende Nummern 1 
bis 4 (Tischvorlage) mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak-
tionen von FDP und AfD bei Enthaltung der SPD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag laufende Nummer 5 
(Tischvorlage) mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der FDP-
Fraktionen bei Enthaltung der AfD-Fraktion ab. 

Der Ausschuss stimmt den in seiner Zuständigkeit liegenden 
Kapiteln des Einzelplans 07 mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD, FDP und AfD ab. 
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2 Catcalling im öffentlichen Raum von Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt 

von der FDP-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4478 

Susanne Schneider (FDP) erkundigt sich, ob die Landesregierung für ein realisti-
sches Lagebild eine Erfassung von Catcalling plane, ob das Thema von der Fach- und 
Koordinierungsstelle Istanbul-Konvention aufgegriffen werde und wie sie den Vor-
schlag von Bundesjustizministerin Stefanie Hubig, Catcalling strafbar zu machen, ins-
besondere hinsichtlich Rechtsklarheit und Beweisproblemen bei verbalen Belästigun-
gen bewerte. Zudem wünsche sie zu erfahren, welche zeitlichen Erwartungen es hin-
sichtlich der Umsetzung der Reform gebe. 

Im Rahmen der Aktuellen Stunde im Plenum letzte Woche Donnerstag sei über die 
unterschiedlichen Formen sexueller Belästigung diskutiert worden und dabei deutlich 
geworden, wie alltäglich Erfahrungen mit unterschiedlichsten Formen der Belästigung 
und Nötigung für Frauen seien, führt Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) aus. Es sei 
dargestellt worden, was Frauen und Mädchen alles unternähmen, um sich selbst zu 
schützen, und was jungen Frauen bezüglich entsprechender Möglichkeiten alles mit 
auf den Weg gegeben werde. Sie sehe es jedoch als eine Aufgabe der Gesellschaft 
an, allen ein sicheres Bewegen im öffentlichen Raum ohne solche Selbstschutzmaß-
nahmen zu ermöglichen. 

Sie begrüße daher ausdrücklich den von Minister Dr. Benjamin Limbach (JM) im Rah-
men der Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister gemachten Vorschlag 
zur Strafbarmachung solcher Vorgänge. Nun müsse die gesetzliche Ausgestaltung 
von Bundesjustizministerin Stefanie Hubig abgewartet werden. Grundsätzlich gehe 
damit das Signal einher, dass erhebliche verbale und vergleichbare nichtkörperliche 
sexuelle Belästigung nicht als Kavaliersdelikt bagatellisiert werde, sondern der Schutz 
von Frauen und Mädchen und das gleichberechtigte Miteinander im öffentlichen sowie 
im privaten Raum und am Arbeitsplatz durchgesetzt werden solle. 

Unterschiedlichen Formen von sexueller Belästigung und sexueller Nötigung werde 
sich auch bei der Fach- und Koordinierungsstelle Istanbul-Konvention sowie bei der 
Erarbeitung des Landesaktionsplans zur Umsetzung der Istanbul-Konvention gewidmet. 

Da Catcalling bislang kein Straftatbestand sei und damit auch nicht juristisch geahndet 
werde, gebe es keine polizeilichen Zahlen dazu. In unterschiedlichen Städten gebe es 
Bemühungen zu Erfassung der Zahlen, etwa über die Initiativen Catcalls of Düsseldorf 
und Catcalls of Essen. Werde Catcalling unter Strafe gestellt, gingen damit auch an-
dere Möglichkeiten zur Zahlenerfassung einher. 

In erster Linie halte sie es für wichtig, ein gesellschaftliches Bewusstsein nicht nur bei 
Frauen, sondern bei allen Menschen dafür zu schaffen, wie das Zusammenleben in 
Freiheit und persönlicher Selbstbestimmung für jeden und jede einzelne gelingen 
könne. 
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Auch sie habe die Debatte im Plenum in der letzten Woche für aufschlussreich gehal-
ten und sich darüber gefreut, dass alle demokratischen Fraktionen derselben Meinung 
gewesen seien, greift Anja Butschkau (SPD) auf. Minister Dr. Benjamin Limbach (JM) 
habe sehr deutlich gemacht, was es mit Frauen mache, wenn sie Opfer derartiger Ak-
tionen würden. 

Angesichts dessen verwundere sehr, dass die Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister dem Antrag aus Nordrhein-Westfalen nicht habe folgen können. Daher 
erkundigen Sie sich, ob dies aus Parteikalkül geschehen sei oder der Ministerin an-
dere Gründe dafür bekannt seien. 

Da sie an der Diskussion im Rahmen der Konferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister nicht teilgenommen habe, könne sie dazu nichts sagen, antwortet Ministerin 
Josefine Paul (MKJFGFI). Angesichts der Ablehnung des Antrags sei sie jedoch 
umso dankbarer, dass Bundesjustizministerin Stefanie Hubig den Impuls von sich aus 
aufgegriffen und die Notwendigkeit einer rechtlichen Norm, durch die Catcalling und 
ähnliche Tatbestände von sexueller Belästigung und sexueller Nötigung unter Strafe 
gestellt würden, erkannt habe. 

Weitere gesamtgesellschaftliche Aufklärungsarbeit bei den genannten Themen schade 
aber wohl nie. 
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3 Verschiedenes  

hier: Hinweis auf Veranstaltung zum Weltfrauentag am 10. März 2026 

Vorsitzende Britta Oellers informiert, sie plane gemeinsam mit Christin-Marie Stamm 
(SPD) eine Veranstaltung im Namen des Ausschusses zum Weltfrauentag im Landtag 
im nächsten Jahr. Der Termin 10. März 2026 könne sich schon vorgemerkt werden, 
die genaue Uhrzeit – voraussichtlich 16:30 Uhr oder 17:00 Uhr – werde noch bekannt-
gegeben. 

gez. Britta Oellers 
Vorsitzende 

2 Anlagen 
21.11.2025/24.11.2025 
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Änderungsanträge der Fraktion der FDP zum Einzelplan 07 

zum Haushaltsgesetz 2026 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

1 FDP Kapitel 07 010 Ministerium 
 
Titel 511 01  Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, 

Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände, sonstige 
Gebrauchsgegenstände 

 
 
Reduzierung des Baransatzes  
 
HH 2026      Ansatz HH 2025 
von     906.000 Euro   906.000 Euro  
um     800.000 Euro 
auf     106.000 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Zwecks sparsamen Umgangs mit Steuergeldern sowie aufgrund des herrschenden 
Konsolidierungsdrucks im Landeshaushalt sollte bei diesem Titel eine Anpassung 
an den Bedarf erfolgen. Im Jahr 2024 sind lediglich 101.000 Euro aus diesem Titel 
verausgabt worden.  

 
 
 
CDU  
SPD  
GRÜNE  
FDP  
AfD  
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lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

2 FDP Kapitel 07 010 Ministerium 
 
Titel 531 10  Ausgaben für Veröffentlichungen 
 
 
Reduzierung des Baransatzes  
 
HH 2026      Ansatz HH 2025 
Von     202.900 Euro   202.900 Euro  
Um     150.000 Euro 
Auf       52.900 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Zwecks sparsamen Umgangs mit Steuergeldern sowie aufgrund des 
herrschenden Konsolidierungsdrucks im Landeshaushalt sollte bei diesem Titel 
eine Anpassung an den Bedarf erfolgen. Im Jahr 2024 sind lediglich 44.000 Euro 
aus diesem Titel verausgabt worden. 

 
 
 
CDU  
SPD  
GRÜNE  
FDP  
AfD  
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lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

3 FDP Kapitel 07 010 Ministerium 
 
Titel 541 10  Veranstaltungen 
 
 
Reduzierung des Baransatzes  
 
HH 2026      Ansatz HH 2025 
von     219.200 Euro   219.200 Euro  
um       50.000 Euro 
auf      169.200 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Zwecks sparsamen Umgangs mit Steuergeldern sowie aufgrund des herrschenden 
Konsolidierungsdrucks im Landeshaushalt sollten Ausgaben für Veranstaltungen 
mindestens um ein Drittel reduziert werden. 

 
 
 
CDU  
SPD  
GRÜNE  
FDP  
AfD  
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lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

4 FDP Kapitel 07 060 Gleichstellung von Frauen und Männern 
 
Titelgruppe 61 Schutz und Hilfe für gewaltbetroffene Frauen  
 
Titel 684 61  Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale und 

ähnliche Einrichtungen 
 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2026      Ansatz HH 2025 
von 34.281.200 Euro   33.181.200 Euro  
um 3.000.000 Euro 
auf 37.281.200 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Angesichts des anhaltenden Anstiegs häuslicher Gewalt ist es erforderlich, die 
Frauenhilfeinfrastruktur landesweit bedarfsgerecht und flächendeckend 
auszubauen. Dafür braucht es eine verlässliche Finanzierung im Landeshaushalt, 
um bestehende Einrichtungen zu sichern und neue Kapazitäten zu schaffen.  Die 
Frauenhilfeinfrastruktur hat mit gestiegenen Personal- und Sachkosten zu kämpfen. 
Frauenhausplätze können aktuell noch nicht ausreichend angeboten werden. 
Eine Erhöhung der Mittel entspricht diesem steigenden Bedarf. 

 
 
 
CDU  
SPD  
GRÜNE  
FDP  
AfD  
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lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

5 FDP Kapitel 07 060 Gleichstellung von Frauen und Männern 
 
Titelgruppe 62 Gleichstellung und Potenzialentwicklung in Beruf und 

Gesellschaft 
 
Titel 686 62  Zuschüsse für laufende Zwecke an Sonstige 
 
 
Reduzierung des Baransatzes  
 
HH 2026      Ansatz HH 2025 
Von    6.629.900 Euro   6.629.900 Euro  
um 2.000.000 Euro 
auf 4.629.900 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Maßnahmen zur Gleichstellung und Förderung von Frauen in Beruf und 
Gesellschaft sind von Bedeutung. Dennoch sollte ihre finanzielle Ausstattung in 
einem ausgewogenen Verhältnis zu anderen gleichstellungspolitischen Aufgaben, 
insbesondere dem Gewaltschutz, stehen. 
 
Derzeit werden aus diesem Titel 15 Kompetenzzentren „Frau und Beruf“ finanziert, 
ohne dass eine Evaluation oder eine systematische Erfassung des zeitlichen und 
personellen Aufwands erfolgt. Ebenso ist bislang nicht geprüft worden, ob eine 
stärkere Bündelung und Digitalisierung der Beratungsangebote effizienter wäre als 
die derzeitige dezentrale Struktur. 
 
Ein Leben ohne Gewalt hingegen ist die zentrale Voraussetzung dafür, dass 
Frauen und Mädchen beruflich erfolgreich sein und selbstbestimmt leben können.  

 
 
 
CDU  
SPD  
GRÜNE  
FDP  
AfD  
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Deshalb muss der Gewaltschutz klar priorisiert werden. 
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Freie 
Demokraten 

Landtagsfraktion F DP Nordrhein-Westfalen 

0211 884 

Susanne Schneider MdL | PlPlatz des Landtags 1 | 40221 Düsseldorf Susanne Schneider

Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen

Sprecherin für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Sprecherin für Gleichstellung und Queepolitik

Susanne Schneider MdL

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

Telefon: 44443535

susanne.schneider-mdl@landtag.nrw.de

www.schneider-susanne.de

facebook.com/susanne.schneider.mdl

twitter.com/susaschneider

Düsseldorf, 3. November 2025

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Referat I.A.2 / A03

Ausschussvorsitzende Britta Oellers MdL 

Platz des Landtags 1

40221 Düsseldorf

Berichtsanfrage zum Thema “Catcalling im öffentlichen Raum von 

Nordrhein-Westfalen“

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

für die Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen am 2525.0.09.2025 

beantragt die FDP-Landtagsfraktion einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung zu folgendem Thema:

Catcalling im öffentlichen Raum von Nordrhein-Westfalen

Catcalling bezeichnet unerwünschte verbale oder nonverbale sexuelle 

Belästigungen im öffentlichen Raum, wie anzügliche Rufe, Pfeifen, Gesten oder 

Kommentare. Solche Handlungen können das Sicherheitsgefühl erheblich 

beeinträchtigen und gelten als Ausdruck struktureller Ungleichbehandlung von 

Frauen. Aktuell ist Catcalling in Deutschland kein eigenständiger 

Straftatbestand. Eine Strafverfolgung ist nur in Einzelfällen möglich, etwa nach 

§§ 185 ff. StGB (Beleidigung, sexuelle Belästigung, Nachstellung). Die Folge ist 

eine unzureichende Erfassung und eine hohe Dunkelziffer.

Der jüngste Fall einer Joggerin aus Köln hat die bestehenden 

Strafbarkeitslücken erneut verdeutlicht: Ein Mann filmte beim Joggen ihren 

bekleideten Körper aus nächster Nähe. Eine Anzeige wurde zunächst 

abgewiesen, da das Verhalten nach geltendem Recht nicht strafbar war. 1Dieser 

Fall führte zu einer breiten öffentlichen Debatte und zu einer Petition, die 

fordert, sogenannte Voyeur-Aufnahmen und verbale sexuelle Belästigungen 

unter Strafe zu stellen.

1 Welt: Kölnerin will Voyer-Aufnahme strafbar machen, 25.08.2025, abgerufen unter: 

https://www.welt.de/regionales/nrw/article68ac452a6ebbf47f660a901e/Koelnerin-will-

Voyeur-Aufnahmen-strafbar-machen.html?utm_source=chatgpt.com (letzter Zugriff: 

03.11.2025)
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Bundesjustizministerin Stefanie Hubig hat angekündigt, das Strafrecht zu 

reformieren, um sexuelle Übergriffe auch ohne körperliche Berührung zu 

erfassen. Ziel ist ein besserer Schutz vor sexistischen Bemerkungen, Gesten und 

unerwünschten Aufnahmen. NRW-Justizminister Benjamin Limbach hat die 

Notwendigkeit einer Anpassung des Sexualstrafrechts ausdrücklich betont. 

Vor diesem Hintergrund beantragen wir einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung, der insbesondere nachfolgende Aspekte behandeln soll: 

1. In welchem Ausmaß ist Catcalling in Nordrhein-Westfalen verbreitet?  

2. Wie bewertet die Landesregierung die geplante Reform des Strafrechts 

auf Bundesebene?  

3. Wie wird die Umsetzung dieser Strafrechtsreform in Nordrhein-

Westfalen konkret aussehen?    

4. Welche weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung, um Catcalling 

wirksam in Nordrhein-Westfalen zu bekämpfen?  

Mit freundlichen Grüßen 

Susanne Schneider MdL 
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